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Ein Diskussionsbeitrag des polnischen Oppositionellen Ronuald Szeremietiew

Demokratie statt Demokratisierung

Ronuald Szeremietiew ist der Wortführer der
Polnischen Unabhängigkeitspartei, einer
Organisation im Untergrund. Sie hält nichts
von Verhandlungen mit den Machthabern und
tendiert auf Überwindung des sozialistischen
Systems mit folgenden Forderungen: freie
Wahlen, Wiederherstellung des Privateigentums,

Marktwirtschaft, uneingeschränkte
Souveränität des Landes nach aussen. Mit
einem Wort: Demokratie statt Demokratisierung.

Szeremietiew war vor kurzem für einige
Tage im Westen und hat uns für das Zeitbild
die nachstehenden Überlegungen zusammengestellt.

Die Kommunisten, die in Polen diktatorisch
herrschen, aber vom Volk abgelehnt werden,
haben jenen Oppositionsbewegungen, die sie
«konstruktive Opposition» nennen, Gespräche

für eine Verständigung vorgeschlagen.
Dabei sollen diese Partner als Gegenleistung
dafür, dass sie das Regime anerkennen, in
der Volksrepublik Polen (VRP) einige
innenpolitische Mitwirkungsmöglichkeiten erhalten.

Die Partei verkündet, dass sie mit der
Demokratisierung beginne, was im Westen

bereits als Umwandlung des Totalitarismus
in eine Demokratie verstanden wird.

Das, was jetzt in Polen geschieht, ist keineswegs

etwas Neues. In der Geschichte der
kommunistisch beherrschten Staaten gibt es
zahlreiche Beispiele scheinbarer Zugeständnisse.

Wir hatten schon Bündnisse der
Kommunisten mit demokratischen Organisationen,

denen sogar eine begrenzte parlamentarische

Vertretung zugestanden worden ist,
und wir hatten bereits die Zulassung
nichtkommunistischer Organisationen. Das war
beispielsweise der Fall in Polen nach
Beendigung des Zweiten Weltkriegs. Die Partei,
damals mikroskopisch klein, hielt sich dank
der sowjetischen Armee mit Gewalt an der
Macht. Sie bot damals allen ihren Gegnern
eine Machtbeteiligung für den Fall an, dass
diese ihren Widerstand einstellten. Dieses
Angebot nahm der wichtigste Repräsentant
der Demokratie, Stanislaw Mikoiajczyk, an.
Er wurde Vizeministerpräsident, und seine
Volkspartei erhielt einige Sitze im Sejm.
Sobald aber die politischen Gegner der
Kommunisten und der kämpfende Unter¬

grund überwunden waren, kam die legale
Opposition an die Reihe. Sie wurde
unterdrückt und zerschlagen; Mikoiajczyk selbst
musste 1947 in den Westen flüchten.

Im demokratischen Staat ist das Parlament
die höchste gesetzgebende Behörde. Die in
freien und allgemeinen Wahlen erkorenen
Parlamentarier entscheiden im Namen ihrer
Wähler über die Rechtsordnung, über die
Bildung der Regierung und über die Grundzüge

der Politik. Im kommunistisch geführten

Staat dagegen ist das Parlament nur die
Nebelwand, die das wirkliche Machtzentrum

verhüllt, das bei der Leitung der Partei
liegt. Das wichtigste Herrschaftsmittel ist der
Zwangsapparat mit Polizei und Armee.
Nach kommunistischer Doktrin liegt die
Macht bei jenem, der über Polizei und
Armee gebietet. Der Partei-Apparatschik,
der über Polizei und Armee verfügt, herrscht
uneingeschränkt im Lande. Es ist bezeichnend,

dass der Entscheid über die Aufnahme
des sogenannten Dialogs mit der Opposition
beim Innenminister lag, dem General
Kiszczak, dem Chef des Zwangsapparates
der VRP.

Das Wichtigste für die Wiederherstellung
der Demokratie würde unzweifelhaft darin
bestehen, dem Parlament seine eigentliche
Bedeutung zurückzugeben, die Polizei und
die Armee der öffentlichen Kontrolle zu
unterstellen. Aber die von der Partei in
Polen vorgeschlagene «Demokratisierung»
sagt nichts von einer Demokratisierung des
Ressorts von Minister Kiszczak. Das bedeutet,

dass das Regime weiterhin absolute
Gewähr dafür hat, zur Repression greifen zu
können, falls die Oppositionellen zu
hartnäckig würden.

Ich bin skeptisch bezüglich der Ergebnisse
von Gesprächen mit Kommunisten. Die
polnischen Kommunisten der VPAP haben
keineswegs die Absicht, sich von der Macht
zurückzuziehen und auf ihre
Alleinverfügungsgewalt über Polizei und Armee zu
verzichten. Die «Demokratisierung» ist ein
Täuschungsmanöver, um den Zusammenbruch

des Sozialismus in Polen zu vermeiden.

Die Gespräche am runden Tisch sind
ein Mittel dazu.

Polen braucht keine kommunistische
Demokratisierung, sondern eine ganz normale
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Demokratie mit freien Wahlen. Notwendig
ist auch eine Regierung, die das Vertrauen
des Volkes geniesst. Eine solche Regierung
nun kann nicht gebildet werden aufgrund
von Verhandlungen zwischen Kommunisten
und willfährigen Oppositionellen. Die beste
Klarstellung über die Absichten der Partei
wäre die Antwort auf die Frage, ob sie bereit
ist, auf Repression und Terror zu verzichten,
ob sie bereit ist, die Alleinverfügung über
Polizei und Armee aufzugeben.

Ronuald Szeremietiew (Zeichnung von Max
Keller)

DER KOMMENTAR

Ronuald Szeremietiew hat völlig recht mit
seiner Bemerkung, die kommunistische Partei

habe in Polen (wie übrigens auch in
andern Ländern Osteuropas) schon früher
mit demokratischen Kräften zusammengearbeitet

und sie dann ausgeschaltet. Nicht
recht hat er meiner Meinung nach hingegen
mit der Unterstellung, die heutigen
Pluralismusverhandlungen seien eine Neuauflage
der damaligen Taktik, denn die Voraussetzungen

sind direkt gegenteilig.

Tatsächlich handelt es sich nicht um eine
Wiederholung des seinerzeitigen Vorganges,
sondern vielmehr um dessen Umkehrung. In
jenen Jahren 1945 bis 1948 befand sich die
KP auf dem Vormarsch zur Alleinherrschaft,
und heute befindet sie sich auf dem Rückzug
von ihr, nachdem sie in ihrer Machtausübung

gescheitert ist. Zur Phase der
Partneranerkennung kommt sie aus der Gegenrichtung,

und das macht den Unterschied.
Sie berücksichtigt die Gegenkräfte nicht
«noch», sondern «schon»; sie schickt sich
nicht mehr an, die Zukunft zu erobern,
sondern verteidigt mühsam ihren immer kleiner
werdenden Restbestand an gestrigen Prinzipien,

um von der gehabten Ordnung zu
retten, was noch zu retten ist. Es gab 1812 zwei
Meldungen mit dem gleichen Wortlaut:
«Napoleon überquert die Beresina.» Aber
die erste Meldung handelte von seinem Sieg,
und die zweite Meldung handelte von seiner
Niederlage.

Wir haben diese Thematik im Zeitbild schon
ein paarmal behandelt und à propos
Volksfronten im Baltikum speziell von der umge¬

kehrten Salamitaktik gesprochen; wenn man
an die frühere Implikation des Wortes
«Volksfront» denkt, wird die Ironie der
Geschichte doch wirklich offenbar.

Wie redlich oder unredlich es die Machthaber

mit ihren Avancen gegenüber der Opposition

meinen, ist dann noch eine andere
Frage, aber angesichts des erstrangigen
Sachverhalts, dass sie die Opposition als
reale Kraft anerkennen müssen, kommt es

weniger darauf an, wieviel Tugend sie aus
ihrer Not machen. Ich sehe auch keinen
Anlass zur Annahme, dass sie sich über
Nacht zu Demokraten bekehrt hätten, aber
zum Glück ist diese Voraussetzung für ihre
historische Niederlage nicht mehr vonnöten.
Wahrscheinlich sind sie im Moment weder
besonders ehrlich noch besonders infam,
und smart tun sie nur, weil sie sich nicht
mehr klug verhalten können.

Selbstverständlich heisst das nicht, dass
nunmehr alles glatt weiterlaufen müsse, bis zum
berechenbaren Triumph demokratischer
Kräfte in freien Wahlen oder so. Die reale
Entwicklung ist noch nie ein Zug auf einem
fixierten Geleise gewesen; warum sollte sie
es jetzt sein? Und gerade deswegen ist es

überrissen, der Perestrojka laufend
Echtheitsbeweise auf dieser vorgezeichneten
Linie abzufordern. Osteuropa ist «bloss» im
Aufbruch, aber ist das nicht schon
enorm? Christian Brügger
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